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Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Ich rufe Tagesordnungspunkt 9 auf:

Gesetzentwurf der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner, Christoph Maier, Martin 

Böhm u. a. und Fraktion (AfD)

Bayerisches Landesbetreuungsgeldgesetz (BayLBGG) (Drs. 19/9716)

- Zweite Lesung -

Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt 29 Minuten. Die Redezeit der Staatsre-

gierung orientiert sich dabei an der Redezeit der stärksten Fraktion. Ich eröffne die 

Aussprache. Erste Rednerin ist Frau Kollegin Elena Roon. – Die Kollegin ist nicht im 

Raum. Dann erteile ich dem Kollegen Helmut Schnotz für die CSU-Fraktion das Wort.

(Zuruf von der CSU: Es war ja nur ein Gesetzentwurf! – Zurufe – Heiterkeit)

Helmut Schnotz (CSU): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, meine Damen und Herren, 

liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist gar nicht so einfach, jetzt auf einen Gesetzent-

wurf zu reagieren, der in der Fraktion null Wertigkeit hat – schlichtweg null, weil man 

ihn nicht einmal vorstellt. Aber ich habe mir Gedanken gemacht und will nichtsdesto-

weniger einmal erklären, warum das Gesetz tatsächlich keinen Wert hat.

Wir diskutieren in der Zweiten Lesung einen Gesetzentwurf der AfD-Fraktion, der 

zunächst vermeintlich durchaus sympathisch klingt: Wahlfreiheit für Familien, Aner-

kennung elterlicher Erziehungsleistung, finanzielle Unterstützung.Wer könnte dagegen 

sein? – Ich, wir, und das aus ganz guten Gründen; denn dieser Gesetzentwurf ist kein 

mutiger Aufbruch. Er ist schlichtweg ein Rückschritt. Er ist Politik von gestern, verpackt 

in modernes Vokabular. Er schadet genau den Familien, denen er angeblich helfen 

soll. Wer den Gesetzentwurf gelesen hat, kann das vielleicht herauslesen; denn wir 

haben es nicht gehört. Das Auslaufen des Familiengeldes war keine Entscheidung 

gegen die Familien in Bayern, sondern es war eine Entscheidung für Prioritäten in 

angespannten Zeiten zugunsten der Kitainfrastruktur, die in Bayern Familien jeden Tag 

trägt.
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Kommen wir zur AfD und ihrer sogenannten Wahlfreiheit. Ich sage Ihnen, was in 

diesem Gesetzentwurf wirklich steht: Eltern bekommen das Geld nur dann, wenn sie 

keinen staatlich geförderten Kitaplatz nutzen. Nur dann ist es angeblich eine Wahlfrei-

heit. Aber es ist eben keine Wahlfreiheit, sondern eine Lenkungsprämie. Es ist der 

Staat, der sagt: Schick dein Kind nicht in die Kita, dann bekommst du Geld. Das 

nennen Sie Freiheit. Familien erhalten die Leistungen nur, wenn sie keine staatlich 

geförderte Betreuung nutzen. Damit wird die Entscheidung faktisch gelenkt. Echte 

Wahlfreiheit bedeutet nicht, dass ein Weg mit 200, 250 oder 300 Euro unter der Be-

dingung monatlich prämiert wird, um den anderen Weg, den sinnvollen Bildungsweg, 

zu vermeiden. Das ist kein Wahlfreiheitsgesetz, sondern ein Steuerungsgesetz. Das 

sollten wir klar so benennen.

Zu den Konsequenzen dieses Gesetzes, die durchaus gravierend sind: 450 Millionen 

Euro pro Jahr sind der Preis dieses Gesetzentwurfs; 450 Millionen Euro, die nicht in 

die Betriebskostenförderung unserer Kitas, nicht in qualifiziertes Fachpersonal, nicht 

in den Erhalt von Einrichtungen und nicht in die Bildung fließen. Freie Träger warnen 

zu Recht, dass sie Einrichtungen ohne zusätzliche Unterstützung nicht halten können. 

Der Druck auf die Kommunen steigt, die Betreuungssituation würde sich verschärfen.

Nach der Staatsregierung bei der Haushaltsklausur im November 2025 haben wir 

als Landtag bei der Beratung zum Haushaltsgesetz die Entscheidung klar getroffen, 

dass die frei werdenden Mittel in die Erhöhung der Betriebskostenförderung der Kin-

dertagesbetreuung fließen. Das war und ist richtig; denn es war notwendig. Das ist 

die Antwort auf die echten Nöte der Familien in Bayern – keine Geldleistung, die 

strukturelle Probleme zukleistert. Wir haben die Probleme zum großen Teil gelöst.

Der Gesetzentwurf schadet aber nicht nur dem Kitasystem. Er schadet insbesondere 

auch den Frauen; denn wer glaubt, ein pauschales Betreuungsgeld sei gleichstel-

lungsneutral, der ignoriert die Realität in unserem Land. Längere Erwerbsunterbre-

chungen treffen wieder überwiegend die Frauen. Sie mindern Karrierechancen. Sie 

mindern Einkommenserwartungen, und sie mindern auch die Rentenansprüche. In 
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Zeiten des Fachkräftemangels ist das nicht nur gleichstellungspolitisch problematisch. 

Die Umsetzung des Gesetzentwurfs wäre ein wirtschaftspolitisches Versagen.

(Beifall bei der CSU)

Der Gesetzentwurf schadet Kindern mit Migrationshintergrund und Kindern aus bil-

dungsfernen Familien. Frühkindliche Bildung in der Kita ist für diese Kinder oft die 

entscheidende Weiche ins Leben. Sprachförderung, soziale Integration, Bildungschan-

cen, all das beginnt in der Kita. Wer mit Geldanreizen Familien davon abhält, dieses 

Angebot zu nutzen, der verschärft die Bildungsungleichheiten in unserem Land.

Noch ein Wort zu den handwerklichen Mängeln dieses Entwurfs. Wir haben zwar 

keine Rede zum Gesetzentwurf gehört, aber ich bringe es trotzdem. Der Text spricht 

in der Begründung von einer maximalen Bezugsdauer von 22 Monaten. Der Gesetzes-

text selbst aber normiert 24 Monate. Zusätzliche Anspruchsleistungen für Großeltern 

tauchen wiederum in der Begründung auf, aber nicht im Gesetzestext. Das ist keine 

Nachlässigkeit. Das ist für mich schlichtweg handwerkliches Scheitern in der Gesetz-

gebung der AfD.

(Beifall bei der CSU)

Ein Gesetz, das derart grundlegende Widersprüche in sich trägt, darf nicht Grundlage 

bayerischer Familienpolitik werden. Bayern hat in der Familienpolitik eine stolze Tradi-

tion. Diese besteht darin, dass wir Familien nicht abhängig, sondern stark machen; 

dass wir in Strukturen investieren, die dann auch halten; dass wir Bildung von Anfang 

an ernst nehmen. Die CSU steht für eine Familienpolitik, die nicht lenkt, sondern 

stärkt; die nicht in die Vergangenheit schaut, sondern gestaltet. Dieser Gesetzentwurf 

tut genau das Gegenteil: Er ist rückwärtsgewandt. Er ist strukturschädigend und in 

seiner angeblichen Wahlfreiheit zutiefst unehrlich. Deshalb haben der federführende 

Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend und Familie sowie der endberatende Aus-

schuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration mit den Stimmen der 
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CSU, der FREIEN WÄHLER, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der SPD den 

Gesetzentwurf abgelehnt. Wir lehnen den Gesetzentwurf auch heute wieder ab.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Nächste Rednerin ist die Kollegin Julia Post für 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Julia Post (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Die AfD spricht von Wahlfreiheit bzw. heute spricht sie nicht. Aber ihr schriftlicher 

Gesetzentwurf zeigt ziemlich deutlich, worum es wirklich geht: Es geht nicht um Unter-

stützung, sondern um ein politisches Projekt, nämlich Frauen zurück in die Abhängig-

keit zu drängen; denn das Modell der AfD funktioniert nur, wenn Betreuung wieder 

privat organisiert wird und ein Elternteil zu Hause bleibt. Wir wissen, wer das ist: In 

der überwältigenden Mehrheit sind das Frauen. Das ist kein Nebeneffekt, sondern der 

Kern dieser Politik. Wenn weniger Frauen arbeiten, wenn sie weniger verdienen und 

weniger eigene Rentenansprüche aufbauen, dann werden sie vom Partner und vom 

System abhängiger.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Genau dieses Abhängigkeitsverhältnis wird hier politisch gefördert und ist gewollt. 

Das ist keine moderne Familienpolitik, sondern ein Rollback mit Ansage. Wer sich 

die Ideologie dahinter ansieht, stellt fest: Das passt in ein Familienbild, in dem klar 

festgelegt ist, wer sich kümmert und wer verdient. Ein Staat, der dieses Modell über 

Geld belohnt, setzt ein ganz klares Signal: So sollt ihr leben. Das ist keine Freiheit, 

das ist Steuerung. Deshalb ist dieser Gesetzentwurf nicht harmlos. Er greift direkt 

in die wirtschaftliche Unabhängigkeit von Frauen ein. Genau deshalb lehnen wir ihn 

entschieden ab.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Da wir die Gelegenheit bekommen, über Familien zu sprechen, lassen Sie uns doch 

als Demokrat:innen hier die Zeit sinnvoll nutzen. Wir sprechen über die niedrigste Ge-

burtenrate seit dem Zweiten Weltkrieg. Als Demokratinnen und Demokraten führen wir 

oft die falschen Debatten: Es wird über Teilzeit und über individuelle Entscheidungen, 

aber viel zu selten über die Strukturen gesprochen, in denen Familien ihren Alltag 

organisieren müssen; denn in der Realität leisten Familien jeden Tag enorm viel: Sie 

organisieren Betreuung, Arbeit und Alltag parallel. Sie tragen Verantwortung für Kin-

der, Einkommen und Stabilität, tun es aber in einem System, das nicht zu ihrem Leben 

passt. Das zeigt sich in einer ganz einfachen Rechnung: Eltern haben im Schnitt 

jeweils rund 30 Tage Urlaub im Jahr, Kinder aber über 13 Wochen Ferien. Diese Lücke 

organisiert jede Familie für sich jedes Jahr immer wieder neu: mit Überstunden, mit 

unbezahltem Urlaub, mit Improvisation, mit Großeltern, wenn es sie gibt, aber auf 

jeden Fall mit sehr viel Druck im Alltag.

Das ist kein individuelles Problem oder Versagen, auch wenn sich das für viele Fami-

lien so anfühlt. Das ist ein systemischer Konstruktionsfehler. Solange wir Fehler wie 

diesen nicht angehen, wird sich auch nichts ändern. Es wird sich nichts bei der Gleich-

stellung und auch nichts bei der Frage, ob Menschen sich für Kinder entscheiden, 

ändern. Deshalb braucht es eine ganz andere Perspektive. Nicht: Wie bringen wir 

Familien dazu, sich anzupassen? Sondern: Wie organisieren wir endlich Strukturen 

so, dass sie zum Leben der Menschen passen?

Ein ganz zentraler Hebel dafür ist das Elterngeld. Heute arbeitet der besser verdienen-

de Teil oft weiter, der andere steigt länger aus. Das machen Familien nicht, weil dies 

die Wunschlösung wäre, sondern weil das System es nahelegt. Das Ergebnis kennen 

wir alle: Ungleich verteilte Care-Arbeit, Karriereknicks und langfristig auch finanzielle 

Nachteile. Deshalb brauchen wir ein Elterngeld, das partnerschaftliche Aufteilung wirk-

lich ermöglicht, das nach gut 20 Jahren endlich erhöht und an die Realität angepasst 

wird. Wir brauchen ein Elterngeld, das Anreize setzt, damit beide Eltern Verantwortung 

übernehmen.
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Wir müssen auch über die kleinen Dinge sprechen, die den Alltag leichter oder schwe-

rer machen, und sie ernst nehmen. Warum werden Windeln wie Luxus besteuert, 

obwohl sie für Familien ein Grundbedarf sind? Warum fehlt es im öffentlichen Raum 

oft an ganz einfachen Dingen wie Wickelmöglichkeiten oder Toiletten an Spielplätzen? 

– Das sind keine Nebensächlichkeiten. Das ist Alltag für Familien. Daran entscheidet 

sich, ob sie sich unterstützt oder alleingelassen fühlen. Wenn wir Familien wirklich 

stärken wollen, müssen wir genau an dieser Stelle ansetzen, bei den Strukturen, beim 

Alltag und bei der Realität der Menschen. – Aber nicht rückwärtsgewandt wie Ihr 

Gesetzentwurf, sondern zukunftsfähig.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Herr Kollege Andreas Jurca hat sich zu einer 

Zwischenbemerkung gemeldet.

Andreas Jurca (AfD): Werte Frau Kollegin Post, ich will einfach nur, dass Sie das 

noch einmal klarstellen. Aus Ihrer Rede höre ich heraus, dass Sie es bevorzugen, 

wenn Ehefrauen und Mütter lieber für einen entfernten Konzernboss arbeiten und 

dann noch Steuern an den Staat bezahlen anstatt für ihre Ehemänner und Kinder. 

Warum sehen Sie Ehepartner als Konkurrenz und nicht als gemeinsames Team? – Sie 

spalten damit die Familien. Das irritiert mich sehr. Sie verkaufen sich als sozial, sind 

aber genau das Gegenteil.

Julia Post (GRÜNE): Sie sind noch nicht einmal zu Ihrem eigenen Gesetzentwurf 

aufgetaucht. Das möchte ich an dieser Stelle festhalten. Das ist der Stellenwert, den 

Sie dem Gesetzentwurf selber beimessen. Ich finde Ihre Formulierung, Frauen sollten 

für ihre Kinder und Ehemänner arbeiten, doch sehr befremdlich.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Der nächste Redner ist für die Fraktion der FREI-

EN WÄHLER Herr Kollege Anton Rittel. Bitte.
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Anton Rittel (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Als ich angefangen habe, den Gesetzentwurf zu lesen, habe ich mir ge-

dacht: Die Überschrift hört sich gar nicht so schlecht an. Am Anfang hat man gedacht: 

mehr Geld für Familien, mehr Anerkennung und mehr Wahlfreiheit. Das hört sich 

vielleicht gut an. Liest man weiter, kommt man zu einem Vorschlag, der sich zwar 

auch gut anhört, bei dem aber nichts dahintersteht. Mich hat am Gesetzentwurf richtig 

gestört, dass Studien aus dem Jahr 1965 zugrunde gelegt werden. Wenn man in der 

heutigen Zeit eine Studie aus dem Jahr 1965 einem Gesetzentwurf zugrunde legt, ist 

die Zeit vorbeigefahren, ohne dass man es gemerkt hat.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Das ist unmöglich und nur Provokation.

Geld soll es nur dann geben, wenn keine staatlich geförderten Betreuungsplätze 

genutzt werden. Das ist genau das Gegenteil von dem, was wir wollen. Wir wollen 

die Kinder in frühkindliche Bildung bringen. Wir wollen die Kinder betreut haben. 

Wir wollen die Kinder gesellschaftlich fördern. Wir wollen die Kinder im Rahmen der 

frühkindlichen Bildung weiterbilden. Die Kinder brauchen Unterstützung bei dem Erler-

nen von Sprache, bei der Entwicklung und beim sozialen Miteinander. Ich habe das 

bei meinen Kindern selber gesehen. Das ist sehr wichtig. Früher sind wir auf der 

Straße aufgewachsen. Für die ganze Straße hat es einen Kindergarten für jedes Alter 

gegeben. Heute wachsen die Kinder einzeln auf, weil sie immer irgendwo anders 

unterwegs sind. Das finde ich nicht gut.

Die Sprache ist sehr wichtig. Die Sprache ist gerade für Kinder mit Migrationshinter-

grund und deren Integration sehr wichtig. Wenn wir die Kinder in die frühkindliche 

Bildung oder nur in den Kindergarten bringen, kann die Integration auch bei allen gut 

gelingen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)
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Machen wir das nicht, werden sie daheim ihre Muttersprache sprechen und nie gut 

integriert werden. Das war früher auch der Fall.

Ich sage immer: Jeder soll das arbeiten, was er gelernt hat. Wenn man nichts gelernt 

hat, braucht man nichts zu tun. Wir brauchen jedoch die Fachkräfte in vielen Berei-

chen wie der Pflege. Fachkräfte, die gelernt haben, Kinder zu erziehen und zu betreu-

en, sollen diese Kinder dann auch betreuen. Wenn es möglich ist, sollten sie nicht bei 

den Eltern zu Hause bleiben. Das ist zwar im Kleinkindalter noch hinnehmbar, aber 

nicht mehr im Kindergartenalter ab drei Jahren, wenn es um die frühkindliche Bildung 

geht.

Hinzu kommt, dass das Vorhaben des Gesetzentwurfs rund 450 Millionen Euro kosten 

würde. Damit wird genau das Gegenteil von dem bezweckt, was wir mit unserem Ge-

setzentwurf beschlossen haben. Wir haben einen sehr guten Gesetzentwurf beschlos-

sen. Genau das wollen wir in Bayern. Wir wollen keinen Salto rückwärts, wie mit dem 

Gesetzentwurf der AfD gefordert. Darum lehnen wir diesen Gesetzentwurf ab.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Herr Kollege, bitte bleiben Sie am Rednerpult. 

Frau Kollegin Roon hat sich zu einer Zwischenbemerkung gemeldet.

Elena Roon (AfD): Frau Post von den GRÜNEN möchte sich mehr für die Toiletten 

einsetzen. Für was wollen Sie sich bei der Familienpolitik einsetzen? Die Familien 

brauchen eine finanzielle Basis. Finden Sie das nicht?

Anton Rittel (FREIE WÄHLER): Die Familien erhalten genügend finanzielle Unterstüt-

zung. Es ist mit Sicherheit kein guter Ansatz, allen Familien das Geld zu geben. Statt-

dessen geht es um die Kinder. Wir müssen die Kinder betreuen und die frühkindliche 

Bildung vorantreiben. Das ist für mich wichtig.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN, der CSU, den GRÜNEN und der SPD)
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Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Nächste Rednerin ist für die SPD-Fraktion Frau 

Kollegin Doris Rauscher.

Doris Rauscher (SPD): Sehr geehrtes Präsidium, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Dieser Gesetzentwurf bleibt auch nach der Fachberatung im Sozialausschuss, was er 

von Anfang an war: rückwärtsgewandte Ideologie auf Kosten der Familien. Die AfD 

spricht von Wahlfreiheit. Schauen wir jedoch auf die Realität des Gesetzes. Wer einen 

Kitaplatz nutzt, bekommt keinen Cent. Wer zu Hause bleibt, bekommt Geld. Das ist 

keine Wahlfreiheit. Das ist ein finanzieller Lenkungsversuch. Familien werden nicht 

unterstützt, sondern in ein bestimmtes Lebensmodell gedrängt. Dieses Modell trifft 

vor allem Frauen. Immer noch sind es überwiegend Frauen, die ihre Erwerbstätigkeit 

reduzieren oder aussetzen, wenn Kinder betreut werden müssen. Wer längere Zeit 

aus dem Beruf aussteigt, hat schlechtere Karrierechancen, weniger Einkommen und 

später auch eine niedrigere Rente. Das Schlimme ist: Die AfD will finanzielle Anreize 

für genau diese Entwicklung, für Altersarmut und Abhängigkeit von Frauen. Das ist 

kein Fortschritt, das ist ein frauenpolitischer Rückschritt.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Hinzu kommt, dass Sie nicht nur einen Vorschlag aus der Mottenkiste vorlegen, son-

dern ihn auch noch im Ausschuss mit längst widerlegten Studien von 1951 begründen. 

Demnach ist die Mutter die wichtigste und unersetzliche Bezugsperson eines Kindes. 

Das ist längst überholt. Lassen Sie Ihre Unkenntnis aber doch bitte nicht an den 

heutigen Familien aus.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Um eine Sache klarzustellen: Care-Arbeit und Kindererziehung sind für uns keine 

Hobbys, sondern eine zentrale gesellschaftliche Leistung. Deshalb ist der Ansatz der 

SPD auch ein anderer. Wir wollen Care-Arbeit strukturell aufwerten, indem wir sie stär-

ker als gemeinsame gesellschaftliche Aufgabe organisieren; denn Familien brauchen 

echte Unterstützung. Mit Ihren Ansätzen und Ihrer Politik helfen Sie Familien nicht. 
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Wir wollen keine Herdprämie 2.0. Diese haben wir zum Glück auf Landesebene lang 

hinter uns gelassen. Wir lehnen erneut Ihren Gesetzentwurf ab. Ihre Frauen- und 

Familienpolitik lässt uns einfach nur erschaudern.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Jetzt hat für die AfD-Fraktion Frau Kollegin Ebner-

Steiner das Wort. Bitte.

Katrin Ebner-Steiner (AfD): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Am Sonntag ist Muttertag, und wir werden von vielen Politikern wieder 

erleben, wie sie ein Hoch auf unsere starken Mütter singen. Aber ich frage Sie: Wäre 

es nicht sinnvoll, statt Social-Media-Posts abzusetzen, lieber hier in Bayern eine Politik 

zu gestalten, die hauptsächlich unsere Mütter stärkt, ihnen hilft und Wertschätzung 

entgegenbringt? Denn, Frau Rauscher, es sind die Mütter, die Kinder auf die Welt 

bringen, die Kinder stillen. Wir haben es gerade hier im Plenum gesehen mit dem 

kleinen Theo. Es war nicht der Vater, der das Kind hier gestillt hat, sondern es war die 

Mama.

(Zuruf des Abgeordneten Harry Scheuenstuhl (SPD))

Selbstverständlich wollen wir, dass unsere Mütter auch Zeit haben, ihre Kinder zu 

stillen, damit sie gesund bleiben. Das wollen wir hier als AfD ermöglichen.

(Beifall bei der AfD)

Wir als AfD bringen den Müttern Wertschätzung entgegen, nämlich indem wir die 

radikale Streichung des Familiengelds so überhaupt nicht hinnehmen,

(Michael Hofmann (CSU): Der Bezugszeitraum ist ab dem 13. Monat! So viel zum 

Thema Stillen!)

sondern mit unserem Gesetzentwurf eine handfeste Alternative schaffen.
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Ja, das Familiengeld wurde in Betreuungsstrukturen umgeschichtet, aber doch nicht, 

weil man plötzlich erkannt hätte, dass es dort besser aufgehoben ist, sondern weil der 

Bereich der Kinderbetreuung von Ihnen jahrelang sträflich vernachlässigt wurde, weil 

man die Probleme einfach verschleppt hat, weil man Versäumnisse nicht rechtzeitig 

behoben hat. Am Ende bleibt dann ein Loch, und dieses Loch wurde gestopft, nicht 

durch Prioritätensetzung, sondern durch die Streichung der freiwilligen Leistungen für 

unsere Familien.

Ich sage Ihnen eines: Unsere bayerischen Familien wissen selbst ganz genau, was 

gut für sie ist. Dafür brauchen sie nicht die Politik.

(Beifall bei der AfD)

Statt sich hier nun die Fehler einzugestehen, verkaufen Sie diesen Schritt auch noch 

als familienfreundlich. Da lache ich echt. Das ist nicht familienfreundlich, das ist unred-

lich, und das haben die Bürger draußen auch längst erkannt. Nicht ohne Grund ist die 

AfD mit 28 % stärkste Kraft in Deutschland. Fragen Sie sich mal, warum das so ist.

(Beifall bei der AfD)

Unser Landesbetreuungsgeld setzt hingegen genau dort an, wo Ihre fehlerhafte Politik 

eine Lücke reißt; denn ähnlich wie in der Pflege leisten gerade Eltern, die ihre Kinder 

unter drei Jahren nicht fremdbetreuen lassen, sondern selbst zu Hause betreuen, 

einen enormen Dienst, nicht nur für ihre eigenen Kinder, sondern auch für Bayern. 

Diese Mütter und Väter entlasten unser System. Sie sparen Betreuungsplätze für die-

jenigen, die sie unbedingt brauchen, weil sie in die Arbeit gehen. Sie sparen Personal 

und Ressourcen, und sie sparen vor allem unserem Staat auch jede Menge Geld – 

Geld, das wir als AfD diesen Familien zurückgeben wollen.

In der Ersten Lesung haben Sie uns als rückständig bezeichnet, heute auch wieder. 

Ich frage Sie eines: Was ist daran rückständig,

(Gülseren Demirel (GRÜNE): Ihre Rede!)
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einer Mutter echte Wahlfreiheit zu geben? Was ist daran rückständig, Frauen und 

Männer eben nicht dafür zu bestrafen, dass sie mit ihren Kindern die ersten drei 

Lebensjahre zu Hause bleiben möchten? Wir sprechen hier von Kleinkindern. Kleine 

Kinder sind eben nicht gut betreut in der Kita. Kleine Kinder sind gut betreut von 

Mama, Papa, von der Oma, von der Familie; denn in der Familie herrscht Liebe für 

dieses Kind. In der Kita wird das Kind fremdbetreut.

(Beifall bei der AfD)

Da ist das Kind eine Sache.

(Widerspruch des Abgeordneten Martin Behringer (FREIE WÄHLER) sowie der 

Abgeordneten Doris Rauscher (SPD))

Aber die eigene Mutter und der eigene Vater, die lieben dieses Kind, und dann wird 

dieses Kind auch eine gute Grundlage für sein Leben haben.

Es war damals Ihre Familienministerin, eine der wenigen konservativen Stimmen, die 

es in der Union überhaupt noch gibt, die von Wahlfreiheit, von Anerkennung und 

davon gesprochen hat, dass Familien natürlich auch unterschiedliche Wege gehen 

dürfen. Genau darum geht es. Wenden Mütter heute weniger Kraft auf als damals? 

Brauchen 13 Monate alte Kinder weniger Zuwendung als damals? Ist die Erziehungs-

arbeit zu Hause plötzlich weniger wert als noch vor zehn Jahren? – Nein, und deshalb 

ist es politisch falsch, diese sehr wichtige Arbeit politisch unsichtbar zu machen.

Ehrlich gesagt, wenn Sie schon wieder mit Ihrer Teilzeitfalle daherkommen, dann 

verrät das Ihre Haltung: Wer weniger arbeitet, um mehr für seine Kinder da zu sein, 

der gilt in der heutigen Gesellschaft als Problem. Wer Familienzeit über Erwerbsarbeit 

stellt, der muss sich heute hier rechtfertigen. Wer sein Kind selbst betreut, wird als 

rückständig abgestempelt.

(Doris Rauscher (SPD): Das ist doch ein Schmarrn!)
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Das sieht die AfD eben anders. Wir loben und wir singen ein Hoch auf unsere Mütter 

und auf unsere Väter, die sich um ihre Kinder kümmern; denn Kinder unter drei Jahren 

brauchen vor allem Bindung, Nähe und verlässliche Bezugspersonen, nicht jeden Tag 

eine andere Betreuung in der Kita.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abgeordneten Doris Rauscher (SPD))

Die Forschung sagt es seit Jahren: Kleine Kinder brauchen Kontinuität.

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Achten Sie bitte auf Ihre Redezeit, Frau Kollegin.

Katrin Ebner-Steiner (AfD): Zeigen Sie mir doch mal eine Kita, die heute nicht mit 

Personalausfällen, Krankheitsfällen und zu großen Gruppen kämpft.

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Kommen Sie bitte zum Ende.

Katrin Ebner-Steiner (AfD): Wir sagen ganz klar: Die Familien sollen selbst entschei-

den, was gut für sie ist. Wer die Mutter am Sonntag lobt, –

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Ihre Redezeit ist zu Ende, Frau Kollegin.

Katrin Ebner-Steiner (AfD): – der soll sie auch am Montag nicht politisch alleinelas-

sen, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abgeordneten Doris Rauscher (SPD))

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Damit 

ist die Aussprache geschlossen, und wir kommen zur Abstimmung. Der federführende 

Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend und Familie empfiehlt den Gesetzentwurf 

zur Ablehnung.

(Martin Wagle (CSU): Zu Recht!)

Der endberatende Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integra-

tion empfiehlt ebenfalls Ablehnung.
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Wer entgegen diesem Ausschussvotum dem Gesetzentwurf der AfD-Fraktion auf 

Drucksache 19/9716 zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist 

die AfD-Fraktion. Ich bitte, die Gegenstimmen anzuzeigen. – Das sind alle übrigen 

Fraktionen. Damit ist der Gesetzentwurf abgelehnt.
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